
Textliche Festsetzungen

1 Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB), § 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO))

1.1 In dem Allgemeinen Wohngebiet WA sind die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 4 Abs. 3 BauNVO
wie folgt eingeschränkt:
Es sind nicht zulässig:
a) Gartenbaubetriebe,
b) Tankstellen.

2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1, 3 und 6 i.V.m. Abs. 3 BauGB, § 16 BauNVO)

2.1 Bezugspunkt für die Höhenangaben ist die Höhenlage der im Baugebiet geplanten Verkehrsfläche an dem Punkt
der Straßenbegrenzungslinie der der Mitte der straßenzugewandten Gebäudeseite am nächsten liegt. Steigt oder
fällt das Gelände vom Bezugspunkt zur Mitte der straßenseitigen Gebäudeseite, so ist die Normalhöhe um das
Maß der natürlichen Steigung oder des Gefälles zu verändern.
Grundstücksgrößen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 3 BauGB, § 16 BauNVO)

2.2 Die Anzahl der erlaubten Wohneinheiten in Wohngebäuden in Abhängigkeit zur Grundstücksgröße wird in dem
Allgemeinen Wohngebiet WA wie folgt bestimmt, zugelassen sind:
a) eine Wohneinheit je 700 m² Grundstücksfläche bei Einzelhäusern,
b) eine Wohneinheit je 500 m² Grundstücksfläche bei einer Doppelhaushälfte.
c) eine Wohneinheit je 350 m² Grundstücksfläche bei Reihen- bzw. Mehrfamilienhäusern.

2.3 Insgesamt darf im Plangebiet die Anzahl der Wohneinheiten die Anzahl von 4 nicht überschreiten.
2.4 Hiervon ausgenommen kann eine weitere Wohneinheit je Einzelhaus bzw. Doppelhaushälfte ausnahmsweise

zugelassen werden, wenn sich diese mit bis zu maximal 30% der Gesamtwohnfläche im Wohngebäude erkennbar
unterordnet.
Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 6 BauGB, § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO))

2.5 Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB sind, soweit sie nicht
für andere zulässige Nutzungen erforderlich sind, gem. § 9 Abs. 6 BauGB i.V. § 9 Abs.2 NBauO als Grünflächen
auszubilden. Kies- /Schotterflächen gelten nicht als Grünflächen im Sinne dieser Festsetzungen.

3 Ver- und Entsorgung
(§ 9Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

3.1 Maßnahmen zur Rückhaltung, Versickerung und geregelten Ableitung des Oberflächenwassers:
a) Die abfließende Menge Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf das aktuelle Maß nicht überschreiten. Die

Ableitung zusätzlich anfallenden Niederschlagswassers aus dem Plangebiet auf öffentliche Flächen ist unzu-
lässig. Ggf. wären diese durch geeignete Maßnahmen (z.B. Rigolen, Retentionsanlagen) auf dem Grundstück
zu bewirtschaften.

b) Nicht verunreinigtes Niederschlagswasser kann in privaten Retentionsanlagen gesammelt und als Brauch-
wasser verwendet werden, danach ist es dem Schmutzwassersammler zuzuführen.
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Planzeichenerklärung (BauNVO 2023, PlanZV)

Art der baulichen Nutzung

WA
Allgemeine Wohngebiete, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 1, 2.2 bis 2.4 und 3

Maß der baulichen Nutzung

0,5
Grundflächenzahl

II
Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

OK 9,0 m
Höhe baulicher Anlagen, in Metern über NHN
Oberkante als Höchstmaß, siehe textl. Festsetzungen Ziff. 2.1

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Verkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des rechtskräftigen Bebauungsplans
"Am Ortholz"

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig
ED

nur Hausgruppen zulässig
H

§ 2 Anforderungen an die Gestaltung der Dachformen
Für die Dächer der Hauptgebäude im Geltungsbereich sind nur Sattel, Krüppelwalm- und Walmdächer mit einer
Dachneigung von 35° bis 50° zulässig.
Doppelhäuser sind hinsichtlich der Dachneigung und Art der Dächer einheitlich zu gestalten.
Für die Nebengebäude und Garagen sind auch Flachdächer zulässig.

§ 3 Anforderungen an die Gestaltung der Dachdeckung
Für die Deckung der geneigten Dächer sind nur nichtglänzende Ziegel aus Ton, Beton oder Schiefer gem. RAL
840 HR in den folgenden Farbtönen und deren Zwischentönen zulässig:

RAL 2001 (Rotorange)
RAL 3000 (Feuerrot)
RAL 3016 (Korallenrot)
RAL 3011 (Braunrot)
RAL 8012 (Rotbraun)
RAL 8015 (Kastanienbraun)
RAL 7016 (Anthrazitgrau)
RAL 7021 (Schwarzgrau)

Dacheindeckungen aus Reet werden ebenfalls zugelassen.
Die Materialien und Farbgebung der Dacheindeckung sind für Haupt- und Nebengebäude einheitlich zu wählen,
wenn das Nebengebäude mit einem geneigten Dach ausgeführt wird.
Hiervon ausgenommen sind Anlagen zur Nutzung regenerativer Energien, Dachflächenfenster und
Wintergärten. Im Sinne der Nutzung regenerativer Energien ist die Integration von Sonnenkollektoren und
Solarzellen in die Dachfläche zulässig.
Reihen- und Doppelhäuser sind in Material und Farbe der Dachdeckung einheitlich zu gestalten.
Mindestens 50% der Dachflächen der Nebengebäude sind bei Flachdächern mit einem begrünten Dach zu
versehen.
Dachflächenfenster, Gauben, Zwerchgiebeln und Risalite sind bis zu 2/ 3 der Trauflänge zulässig. Diese haben
zu den seitlichen Dachrändern (Ortgang) einen Abstand von min. 2,00 m einzuhalten.
Solarflächen auf dem Dach müssen einen Mindestabstand von 0,50 m zu den seitlichen Dachrändern einhalten.
Rechteckige Kollektorfelder sind trauf- und firstparallel anzubringen. Es ist eine regelmäßige Verteilung der
Kollektorfelder mit Rücksicht auf bestehende Dachelemente vorzunehmen.

§ 4 Anforderungen an die Gestaltung der Außenwände
Es sind nur verputzte Fassaden sowie aus Klinker, Backstein oder Fachwerk zulässig.
Klinker und Backstein als Fassadengestaltung sind nur in den Farbreihen Rot und Braun zugelassen. Zwischen-
und Mischtöne sind ebenfalls zulässig.
Bei Fachwerkfassaden darf die natürliche Farbe des Holzes nicht durch Deckmaterialien o.ä. verändert werden.
Die Gefache sind mit Klinker oder Backstein gem. § 3 dieser Gestaltungsvorschrift auszugestalten.
Haupt- und Nebengebäude sind einheitlich in einer der genannten Fassadengestaltungen auszuführen.

§ 5 Anzahl der Stellplätze und Garagen
Je Wohneinheit sind zwei Stellplätze (oder Garagenplätze) auf dem Grundstück nachzuweisen.

§ 6 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt nach § 80 Abs. 3 NBauO, wer als Bauherr/-in, Entwurfsverfasser/-in oder
Unternehmer/-in vorsätzlich eine Baumaßnahme durchführt oder durchführen lässt, die nicht den Anforderungen
der §§ 2 - 5 dieser örtlichen Bauvorschrift entspricht.
Die Ordnungswidrigkeiten können gem. § 80 Abs. 5 NBauO mit einer Geldbuße geahndet werden.

Örtliche Bauvorschrift

Aufgrund des § 84 Abs. 1 und Abs. 3 der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB in der
derzeit geltenden Fassung.

§ 1 Geltungsbereich
Räumlicher Geltungsbereich
Diese örtliche Bauvorschrift gilt für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Am Ortholz“, 1. Änderung. Die
genaue Begrenzung des Geltungsbereiches ist aus der Planzeichnung ersichtlich.
Sachlicher Geltungsbereich
Diese örtliche Bauvorschrift gilt für alle baulichen Anlagen im Sinne von § 2 Abs. 1 NBauO in der jeweils
geltenden Fassung und regelt die Anzahl der notwendigen Stellplätze und Garagen auf den privaten
Grundstücken sowie die Gestaltung und Neigung der Dacheindeckungen und Einfriedungen.

AH 06.2024
AH 11.2023

970/297

Gemeinde Ribbesbüttel

Am Ortholz 1. Änderung
mit örtlicher Bauvorschrift

Bebauungsplan der Innenentwicklung
Stand: § 13a / § 3 (2)/ § 4 (2) BauGB
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1.0 Vorbemerkung 

 

1.1 Landes- und regionalplanerische Einordnung; Ziele der Raumordnung 

Die Gemeinde Ribbesbüttel liegt im Süden des Landkreises Gifhorn. Sie besteht aus 
dem gleichnamigen Ortsteil sowie den Ortsteilen Ausbüttel und Vollbüttel und hat zur-
zeit nach gemeindlicher Zählung rd. 2.180 Einwohner. Als Teil der rd. 15.500 Einwoh-
ner zählenden Samtgemeinde Isenbüttel liegt Ribbesbüttel im Nordwesten des Samt-
gemeindegebietes. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans der Innenentwicklung gem. § 13a Bauge-
setzbuch befindet sich im Norden der Ortslage von Ribbesbüttel, an der Peiner Land-
straße (L 320) und der Winkler Straße und hat ein bebautes Grundstück zum Ziel, für 
das der rechtskräftige Bebauungsplan an die bestehende Nutzung und zukünftige Ent-
wicklungen angepasst werden soll. 

Für die Gemeinde Ribbesbüttel gilt das Niedersächsische Landes-Raumordnungspro-
gramm (LROP)1) und das Regionale Raumordnungsprogramm für den Großraum 
Braunschweig (RROP)2). 

- LROP 

Die Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Isenbüttel sind verkehrsgünstig zwischen 
dem Mittelzentrum Stadt Gifhorn und den Oberzentren Stadt Braunschweig und Stadt 
Wolfsburg gelegen und weisen daher besondere Standortvorteile zur Sicherung und 
Entwicklung von Wohn- und Arbeitsstätten auf. Hierdurch bedingt sich eine höhere 
Nachfrage nach Wohn- und Gewerbeflächen sowie die Notwendigkeit, gemeindliche 
Infrastrukturen bedarfsgerecht zu entwickeln. 

- RROP 

Nach dem Regionalen Raumordnungsprogramm 2008 (RROP) für den Großraum 
Braunschweig ist der Gemeinde Ribbesbüttel keine grundzentrale Funktion zugeord-
net. Östlich von Ribbesbüttel liegt der Ortsteil Isenbüttel als Grundzentrum in der Samt-
gemeinde Isenbüttel mit den Schwerpunktaufgaben "Sicherung und Entwicklung von 
Wohn- und Arbeitsstätten". Die nordöstlich gelegene Stadt Gifhorn weist das RROP als 
Mittelzentrum aus. 

Ribbesbüttel ist unterhalb der grundzentralen Ebene unter dem Aspekt der Eigenent-
wicklung zu betrachten. Der Ort verfügt über Einrichtungen zur Betreuung und Beschu-
lung von Kindern. Freizeiteinrichtungen wie Sportplätze und auch eine Turnhalle befin-
den sich am Südwestrand des Ortes. Im Norden und Süden der Ortschaft liegen Vor-
behaltsgebiete für Natur und Landschaft (III 1.4 (9)), die teilweise zugleich Vorbehalts-
gebiete für die Erholung (III 2.4 (5)) beinhalten sowie ebenfalls teilweise als Vorbehalts-
gebiete für Wald, der für besondere Schutzfunktionen vorgesehen ist, festgelegt sind 
(III 2.2 (4) / (9) und III 3 (3)). Südöstlich und südwestlich der Ortslage von Ribbesbüttel 
befinden sich größtenteils Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft aufgrund des ho-
hen, natürlichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials (III 2.1. 
(6)). 

                                            
1) Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwick-

lung (ML): Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP) – in der aktuellen Fassung; 
Hannover 

2) Regionalverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm für den Großraum 
Braunschweig 2008, (RROP) - in der aktuellen Fassung; Braunschweig 
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Aufgrund der räumlichen Entfernung gehen von der Planung keine Beeinträchtigungen 
auf die o. g. regionalplanerischen Festlegungen aus. 

 

Kartenausschnitt aus dem RROP aus der Umgebung Ribbesbüttel (ohne Maßstab) 

- Plangebiet 

Das Plangebiet (ca. 0,23 ha) befindet sich im nördlichen Siedlungsbereich der Ort-
schaft und ist als bauleitplanerisch gesichert (II 1.1) erfasst, für das Plangebiet existiert 
ein rechtskräftiger Bebauungsplan. Weitere Festlegungen bestehen nicht. 

Mit der Planung – Anpassung der Festsetzungen an den vorhandenen Bestand und 
zukünftige Entwicklungen - entspricht die Gemeinde den Vorgaben der Raumordnung, 
Flächen für Wohn- und Arbeitsstätten zur Verfügung zu stellen bzw. für bestehende 
Flächen die Bauleitpläne anzupassen, wenn das erforderlich sein sollte. Durch die Än-
derung des Bebauungsplans wird dem zwischenzeitlich entstandenen Bestand sowie 
modernen Nutzungsansprüchen Rechnung getragen. Die Gemeinde möchte die 
Schaffung von Wohnraum unter Absicherung bestehender Nutzungen auf dem Grund-
stück unterstützen, denen die aktuellen Rahmenbedingungen der Bauleitplanung ent-
gegenstehen. 

Aufgrund der o.g. Gründe befindet sich die Planung nicht im Widerspruch zu den Vor-
gaben der Raumordnung. Die Gemeinde erachtet ihre Planung als an die Ziele der 
Raumordnung gem. § 1 Absatz. 4 Baugesetzbuch (BauGB) angepasst. 
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1.2 Entwicklung des Plans/ Rechtslage 

Die Samtgemeinde Isenbüttel als Träger der Flächennutzungsplanung der Gemeinde 
Ribbesbüttel besitzt einen wirksamen Flächennutzungsplan. 

Der Plangeltungsbereich ist in den Darstellungen bereits als Wohnbaufläche enthalten. 
Insofern ist die geplante Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes als aus den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans entwickelt anzusehen. 

Der vorliegende Bebauungsplan der Innenentwicklung stellt die 1. Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplans "Am Ortholz" dar, der im Jahre 1962 rechtskräftig 
wurde. Dieser wies für das gesamte Areal ein Kleinsiedlungsgebiet mit engen Baugren-
zen aus und erfasste die bestehende Bebauung. Die städtebaulichen Werte wurden 
entsprechend des Gebietscharakters mit einer Geschossflächenzahl von 0.2 und einer 
eingeschossigen Bauweise entsprechend niedrig angesetzt. 

Die nun angestrebte Änderung hat die Liberalisierung der Festsetzungen zum Ziel, um 
den Eigentümer dabei zu unterstützen, auf seinem Grundstück Wohnraum unter Be-
rücksichtigung bestehender Nutzungen bereitstellen zu können. Des Weiteren wird die 
Änderung erforderlich, um die Regelungen an den vorhandenen Bestand und zeitge-
mäße Planungsstandards anzupassen. 

Die Art und das Maß der baulichen Nutzung wurden dabei unter Berücksichtigung der 
vorhandenen Prägung und Strukturen sowie hinsichtlich der angedachten Inanspruch-
nahme und städtebaulich angemessenen Rahmenbedingungen gewählt. 

Das Plangebiet umfasst ca. 0,23 ha, sodass auch der Umfang der Versiegelungen im 
Bebauungsplan damit deutlich unter dem in § 13a Abs. 1 BauGB angegebenen 
Schwellenwert von 20.000 m² (2 ha) zurückbleibt. Daher ist nur eine überschlägige Be-
trachtung der zu erwartenden Umweltauswirkungen der Begründung beigefügt. Die 
vorliegende Planung dient der Schaffung von Wohnraum und Sicherung von Arbeits-
plätzen als sinnvolle Nachverdichtung im Innenbereich. Der Plan wird daher im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung 
aufgestellt. 

Die Möglichkeit, die Planung gem. § 13a Abs. 4 BauGB als Bebauungsplan der Innen-
entwicklung aufzustellen besteht auch, da im Plangebiet keine Vorhaben zur Ausfüh-
rung kommen werden, die nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) ge-
nehmigungspflichtig wären. 

Des Weiteren bereitet der Plan keine Vorhaben vor, die einer Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. Anhaltspunkte für eine Beeinträchti-
gung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter ("die Erhal-
tungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und 
der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes") be-
stehen wegen der großräumig umbauten Lage offensichtlich nicht. Das nächstgele-
gene Natura 2000 Gebiet ist die "Fahle Heide bei Gifhorn" (EU-Kennz. 3528-301) nörd-
lich des Plangebietes in einer Entfernung von ca. 3,4 km. 

Als Bebauungsplan der Innenentwicklung, der die o. g. Kriterien erfüllt, erfolgt die 
Planaufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. Gemäß § 13a Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird dabei auf eine Umweltprüfung ver-
zichtet; die Begründung enthält folglich auch keinen Umweltbericht im Sinne von § 2a 
BauGB. Unabhängig davon wurden die betroffenen Umweltbelange gem. § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB behandelt. 
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Von der Möglichkeit gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB der 
vorzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB 
abzusehen, wurde aufgrund der Überschaubarkeit der Planung Gebrauch gemacht. 
Die Möglichkeit für die Öffentlichkeit, sich über die Ziele, Zwecke und Auswirkungen 
der Planungen zu informieren, bestanden im Rahmen der Veröffentlichung der Ent-
wurfsfassung. 

 

1.3 Notwendigkeit der Planaufstellung; Ziele, Zwecke und Auswirkungen des Bebau-
ungsplans 

Die erste Änderung des Bebauungsplans "Am Ortholz", mit örtlicher Bauvorschrift, wird 
erforderlich, um die Festsetzungen an den vorhandenen Bestand und anstehende Ent-
wicklungen zur Schaffung von Wohnraum anzupassen. Zu diesem Zwecke werden 
Liberalisierungen für die Ausnutzungsmöglichkeiten auf dem Grundstück vorgenom-
men. Außerdem erfolgt die Änderung des Gebietscharakters zu einem Allgemeinen 
Wohngebiet, da dies eher den bestehenden sowie der zukünftig erwartbaren Nutzungs-
ansprüche und den Vorstellungen der Gemeinde entspricht. 

Signifikante negative Auswirkungen sind durch die Planung grundsätzlich nicht zu er-
warten, da die Flächen ja bereits intensiv genutzt/ bebaut sind bzw. zur vorhandenen 
Ortslage von Ribbesbüttel gehören. Die Festsetzungen und planerischen Vorgaben 
aus dem Urplan werden überwiegend in moderne Planungsstandards überführt, die 
auch die geplante Schaffung von Wohnraum im Blick haben. Hinzu kommt, die Anpas-
sung der örtlichen Bauvorschrift an die Gestaltungsvorstellungen der Gemeinde. Der 
grundsätzliche Charakter des Plangebietes wird allerdings fortbestehen, da dieser be-
reits besteht und nun auch planungsrechtlich abgebildet wird. 

Durch den Bebauungsplan werden die Versiegelungsmöglichkeiten auf dem Grund-
stück planungsrechtlich angehoben, da die Ausnutzungszahlen erhöht sowie die über-
baubaren Grundstücksflächen ausgedehnt werden. Allerdings bilden die neuen Rege-
lungen zum Maß der baulichen Nutzung deutlich realistischer den vorhandenen Grad 
der Inanspruchnahme ab. Gem. § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB i. V. m. § 1a Abs. 3 Satz 6 
gelten im beschleunigten Verfahren Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebau-
ungsplans zu erwarten sind, aber ohnehin als vor der planerischen Entscheidung er-
folgt oder zulässig. Vor diesem Hintergrund werden Kompensationsmaßnahmen nicht 
als erforderlich angesehen. 

Plan- und nutzungsbedingt werden durch das Vorhaben keine unzumutbaren Lärmbe-
lästigungen geschaffen. Hinsichtlich der bestehenden Immissionsvorbelastung, wird 
durch die Planung keine signifikante Veränderung herbeigeführt. 

Mit Hinblick auf den Urplan, der eine Geschossflächenzahl von 0.2 und enge Baugren-
zen festgesetzt hat, geht von einer Grundflächenzahl von 0,5 bei II Vollgeschossen 
mutmaßlich eine Zunahme der baulichen Inanspruchnahme einher. Allerdings ist auch 
zu beachten, dass zum Zeitpunkt der Aufstellung des Urplans galt, dass eine Versie-
gelung der Grundstücksflächen durch Nebenanlagen auf 100 % zulässig ist. Dies gilt 
bis zur vorliegenden Änderung fort. Nichts desto trotz kann eine Zunahme der Über-
bauung nicht ausgeschlossen werden. Das zusätzlich anfallende Niederschlagswasser 
ist daher auf den Freiflächen zu versickern, wenn eine geregelte Einleitung nicht mög-
lich sein sollte. Die geordnete Bewirtschaftung im Rahmen entstehender neuer Haupt-
gebäude ist im Rahmen des Genehmigungs- bzw. Anzeigeverfahrens darzulegen. 
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2.0 Planinhalt/ Begründung 

Der Bebauungsplan "Am Ortholz", 1. Änderung, mit örtlicher Bauvorschrift, hat u.a. zum 
Ziel, die Schaffung von Wohnraum durch Nachverdichtungen zu ermöglichen. Er wird 
daher unter § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt. 

 

2.1 Allgemeine Wohngebiete (WA) gem. § 4 BauNVO 

Im Sinne der Intention der Gemeinde, das Grundstück auch weiterhin überwiegend für 
eine Nutzung durch Wohnbebauung vorzuhalten und Nachverdichtungen durch Wohn-
gebäude zu ermöglichen, wird das bereits bebaute Areal als allgemeines Wohnge-
biet WA hinsichtlich der Nutzungsintensität heraufgestuft. Dies entspricht nicht nur der 
aufgenommenen Nutzungszusammenstellung und der planerischen Intention der Ge-
meinde, sondern es stellt auch eine bessere Absicherung der bestehenden, nicht stö-
renden gewerblichen Nutzungen dar, wie bspw. der überwiegend der Versorgung des 
Gebietes dienenden Schank- und Speisewirtschaft (Dönerladen). 
Einzige Tankstellen sowie Gartenbaubetriebe, die ausnahmsweise zulässig wären, 
werden aufgrund ihres Konfliktpotentials im Geltungsbereich ausgeschlossen, um 
problematische Nachbarschaftssituationen von vorne herein auszuschließen. Es exis-
tieren in der Gemeinde ausreichend Flächen für die Umsetzung dieser Nutzungen in 
bedeutend konfliktärmeren Lagen. 

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird im Sinne der vorrangig bestehenden und bereits ver-
dichteten Bauform sowie mit Hinblick auf das Planungsziel auf 0,5 angehoben. Inklu-
sive Überschreitung durch Nebenanlagen etc. ergibt sich dadurch eine Gesamtüber-
bauung auf dem Grundstück von 75 %. Durch die Anhebung schafft die Gemeinde 
auch weitere Spielräume im Rahmen einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
für Nachverdichtungen. 

Das Einfamilien- und das Doppelhaus bilden zwar die prägendsten Wohnformen in der 
Ortslage von Ribbesbüttel, um Nachverdichtungen zu ermöglichen, werden aber auch 
Hausgruppen zugelassen, welche die Grundlage zur Umsetzung von Mehrfamilien o-
der Reihenhäusern bilden. Damit eine solche Nachverdichtung allerdings im für Rib-
besbüttel angemessenen Rahmen stattfindet, werden Regelungen zur Mindestgrund-
stücksgröße und zur Anzahl der Wohnungen je Wohngebäude vorgegeben. Um einer 
der Ortslage unangemessenen Bebauungsstruktur vorzubeugen, wird festgesetzt, 
dass die Mindestgrundstücksgröße je Wohneinheit 700 m² für Einzelhäuser sowie von 
500 m² für Doppelhaushälften und 350 m² für Hausgruppen beträgt. Da diese Rege-
lung aber nur einer stark verdichteten Bebauungsweise vorbeugen soll, können sog. 
Einliegerwohnungen unter der Vorbedingung ausnahmsweise zugelassen werden, 
dass diese nicht mehr als 30 % der Gesamtwohnfläche im Wohngebäude überschrei-
ten. 

Unter Berücksichtigung der bestehenden Strukturen und mit Blick auf das Planungsziel 
(Nachverdichtung) wird die Höhenentwicklung mit der Festsetzung von maximal zwei 
Vollgeschossen sowie durch die maximale Gebäudehöhe von 9 m zum Bezugspunkt 
zwar angehoben aber auch auf ein ortsübliches Maß begrenzt. Dies wird insbesondere 
aufgrund des Planungsziels, Wohnraum zu schaffen, als angemessen angesehen. In 
Verbindung mit den Gestaltungsvorschriften zu den Dächern soll im Ergebnis die Ent-
stehung von Baukörpern verhindert werden, die den Eindruck einer dreigeschossigen 
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Bauweise vermitteln. Bezugspunkt für die Höhenfestsetzung bildet nachvollziehbarer-
weise, die der Anlage nächstgelegene Verkehrsfläche, dem der Baukörper zuzuordnen 
ist. 

Um eine für den ländlichen Bereich angemessene und ortsübliche Durchgrünung zu 
gewährleisten bzw. den charakteristischen Grünflächenanteil zu erhalten, wird festge-
setzt, dass Grundstücksflächen, soweit sie nicht für andere zulässige Nutzungen er-
forderlich sind, als Grünflächen auszubilden sind. Ziel dieser Festsetzung ist der Aus-
schluss u. a. von Schotterflächen und nicht erforderlichen Versiegelungen der privaten 
Grundstücksflächen. 

Die Gemeinde möchte Nachverdichtungen ausdrücklich zulassen. Zu diesem Zweck 
sowie in Ermangelung anderer städtebaulicher Orientierungspunkte werden die über-
baubaren Grundstücksflächen im Plangebiet über Baugrenzen definiert, die mit 3 m 
nur den Mindestabstand zu den angrenzenden Privatgrundstücken einhalten. Aus-
nahme hiervon bildet der nordwestliche Bereich, ebenso wie gegenüber den öffentli-
chen Verkehrsflächen wurden hier die Mindestabstände bereits unterschritten, wes-
halb hierfür eine städtebauliche Vorgabe nicht Gegenstand der Planung ist. Gegenüber 
Verkehrsflächen kann die Kommune einer Unterschreitung zustimmen. Die Baugren-
zen werden daher auf die Grundstücksgrenzen gesetzt. Allerdings gelten die seitlichen 
Grenzabstände nach der Landesbauordnung davon unbenommen, eine Unterschrei-
tung bedarf der bauordnungsrechtlichen Zustimmung durch den Benachteiligten. Ne-
benanlagen sind außerhalb der Baugrenzen nach der Landesbauordnung im entspre-
chenden Umfang zugelassen. 

Um eine in den Grundzügen einheitliche Gestaltung der Dächer in Ribbesbüttel sicher-
zustellen sowie um bestimmte disharmonisch wirkende Bautypen auszuschließen, 
werden die Dachformen und Dachneigungen, Fassaden sowie die Einfriedungen für 
diesen Bereich von Ribbesbüttel geregelt. Diese Regelungen beziehen sich auf das 
typische Ortsbild in Ribbesbüttel sowie auf den überwiegenden Teil der vorhandenen 
Bebauung. Es werden allerdings auch Ausnahmen von den Vorgaben zu den Dach-
eindeckungen aus klimaschützenden Gründen bei der Umsetzung von Anlagen zur 
Energieerzeugung aus erneuerbaren Quellen zugelassen. Die Gemeinde weicht hier-
mit in der Abwägung teilweise vom Schutz des einheitlichen Ortsbildes zu dem Zweck 
ab, umweltbewusstes Bauen zu forcieren. 

 

2.2 Verkehrsflächen  

- Straßenverkehrs- und Wegeflächen 

Das Grundstück ist bereits bebaut und die bestehenden Straßen erschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Ziele der Planung sind verkehrlich signifikante Änderungen 
nicht zu erwarten. 

 

2.3 Ver- und Entsorgung 

Die Müllentsorgung erfolgt nach wie vor über den Landkreis Gifhorn. Die Müllbehälter, 
der Grob- und Sperrmüll sowie Wertstoffe sind dort bereitzustellen, wo die Müllfahr-
zeuge gefahrlos anfahren können. 
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Die Müllbehälter sind rechtzeitig an den Tagen der Abfuhr (spätestens bis 6.00 Uhr) im 
Bereich der öffentlichen Straße bereitzustellen und nach erfolgter Entleerung wieder 
zurückzuholen. Ggf. sind Standplätze für die Müllbehälter oder -säcke einzurichten. 

Das Grundstück und die darauf befindlichen Gebäude sind bereits in die in der Ortslage 
vorhandenen Verbundnetze für Wasser, elektrische Energie, Telekommunikation usw. 
eingebunden. Die Wasserversorgung erfolgt über das vom Wasserverband Gifhorn be-
triebene Trinkwassernetz. Die Schmutzwasserentsorgung obliegt ebenfalls dem Was-
serverband Gifhorn. Hinzukommende Gebäude können problemlos in die vorhandenen 
Ver- und Entsorgungsstrukturen eingebunden werden. 

Das zusätzlich anfallende Oberflächenwasser ist vorzugsweise auf dem Grundstück 
schadlos zur Versickerung zu bringen. Sollte das nicht möglich sein, ist eine Rückhal-
tung auf dem Grundstück bzw. eine zusätzliche Einleitung in die Entsorgungssysteme 
mit dem zuständigen Betreiber abzustimmen und im Entwässerungsantrag abschlie-
ßend darzulegen. 

 

2.4 Brandschutz 

Die Belange des Brandschutzes im Rahmen von wesentlichen Änderungen oder der 
Realisierung neuer Bebauung sind einvernehmlich mit dem zuständigen Brandschutz-
prüfer und der Freiwilligen Feuerwehr geregelt. Es sind für den Betrachtungsmaßstab 
der verbindlichen Bauleitplanung allerdings keine Gründe erkennbar, warum der 
Brandschutz nicht gewährleistet werden kann. 

 

2.5 Immissionsschutz 

Insgesamt ist das Beeinträchtigungsniveau im Plangebiet durch Immissionen im Aus-
gangszustand nicht als erheblich zu bewerten. Des Weiteren ist in Bezug auf die vor-
handene Nutzung und geplante Nachverdichtungen auch nicht davon auszugehen, 
dass Konflikte ausgelöst werden. Die Situation existiert dem Grund nach bereits und 
wird nicht durch die vorliegende Planung hervorgerufen. Es wird durch die Änderung 
kein höherer Schutzanspruch ausgelöst als bisher. 

 

2.6 Bodenbelastung/ Kampfmittel 

Informationen über Belastungen des Bodens und oder das Vorhandensein von Kampf-
mitteln für das Plangebiet liegen der Gemeinde nicht vor. 
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3.0 Umweltbelange 

Bei Bebauungsplänen der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB wird von einer Um-
weltprüfung nach § 13 Abs. 3 BauGB abgesehen. 

Der Bebauungsplan setzt eine Grundfläche gem. § 19 Abs. 2 BauNVO von weniger als 
20.000 m² fest. Auf die Vorprüfung des Einzelfalls kann auch deshalb verzichtet wer-
den, da Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b 
BauGB genannten Schutzgüter nicht bestehen. 

Für das Plangebiet sind im Rahmen übergeordneter Fachplanungen keine besonderen 
Ziele formuliert worden. 

 

3.1 Natur und Landschaft  

Der Plangeltungsbereich umfasst ein bebautes Grundstück von ca. 0,23 ha, in der vor-
handenen Ortslage von Ribbesbüttel. Die zulässige Versiegelung im Plangebiet be-
trägt unter Berücksichtigung der GRZ inkl. der Überschreitung durch Nebenanlagen 
0,17 ha, wovon aber der höchstüberwiegende Anteil bereits realisiert sein dürfte. Mit 
Hinblick auf das Planungsziel ist eine Zunahme des Grades an Überbauung nicht aus-
zuschließen. Aufgrund des nur überschlägig zu beurteilenden Bebauungsumfangs ist 
die Zunahme aber nicht genau zu beziffern. Zumal unter Berücksichtigung des Inkraft-
tretens des Urplans im Jahr 1962 und der zum damaligen Zeitpunkt geltenden Baunut-
zungsverordnung eine vollständige Überbauung jeder Zeit möglich gewesen wäre und 
theoretisch auch noch ist, da bisher zur vorliegenden Planung keine Überarbeitung des 
Urplans vorgenommen wurde. 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden aus dem vorhandenen 
Bestand und dem städtebaulichen Entwicklungszielen – Bereitstellung von Wohnraum/ 
Absicherung der bestehenden Nutzungszusammenstellung - für das Grundstück ab-
geleitet. Es handelt sich dem Grunde nach um ein Teilstück des bereits bebauten Sied-
lungszusammenhangs von Ribbesbüttel. Generell ist die Gemeinde bestrebt, für ihre 
Ortslage bestehende Bauleitpläne und unbeplante Bereiche hinsichtlich der städtebau-
lichen Regelungen zu überprüfen. Diese Planungen befinden sich allerdings noch in 
der Konzeption. Die Gemeinde möchte daher für das konkrete Vorhaben des Eigentü-
mers, für Nachverdichtungen durch Wohnraum, die Festsetzungen im Rahmen einer 
geordneten städtebaulichen Entwicklung anpassen. Eine Integration in die Gesamtpla-
nung würde der zeitlichen Dringlichkeit des Vorhabens nicht entsprechen. 

Das Grundstück ist ebenfalls vollständig von der vorhandenen, bebauten Ortslage von 
Ribbesbüttel umgeben. Insgesamt ist das Areal durch eine intensive bauliche Inan-
spruchnahme geprägt. Das Plangebiet ist bereits bebaut. Aufgrund der Anpassungen 
der bauleitplanerischen Regelungen ist zwar eine Zunahme der baulichen Nutzung 
nicht auszuschließen, diese wird aber keine gebietsuntypischen oder erheblichen Be-
einträchtigungen auslösen. 

Insofern geht die Gemeinde davon aus, dass lediglich die häufig im Siedlungsbereich 
anzutreffenden allgemeinen Tierarten von der Planung betroffen sind, diese können 
allerdings in dem Umfang auf angrenzende Areale ausweichen, um den das Maß an 
Überbauung planungsrechtlich zunehmen kann. 

Vorhabenbedingt wird es nur zu einer geringen Zunahme der Überbauung im Plange-
biet kommen. Maßnahmen der Grünordnung bzw. der Landschaftspflege sind daher 
aus Sicht der Gemeinde nicht erforderlich. Gem. § 13a Abs. 2 Satz 4 BauGB i. V. m. 
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§ 1a Abs. 3 Satz 6 gelten im beschleunigten Verfahren Eingriffe, die aufgrund der Auf-
stellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, vor der planerischen Entscheidung oh-
nehin als erfolgt oder zulässig. 

Unabhängig davon weist die Gemeinde auf die allgemein zu beachtenden Schutzbe-
stimmungen des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG hin, wonach es verboten ist Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 
der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. 

 

3.2 Altablagerungen 

Hinsichtlich der Altablagerungen und Kampfmittel im Plangebiet sind der Gemeinde 
keine konkreten Informationen bekannt, die einen gesonderten Verdachtsmoment be-
gründen. 

 

3.3 Immissionsschutz 

Immissionsschutzrechtliche Bedenken hinsichtlich der vorliegenden Änderung ergeben 
sich nicht, da die Planung keine höheren Schutzansprüche einführt oder wesentlich 
störende Emissionsquellen ermöglicht, der sich nicht auch im vorhandenen Bebau-
ungszusammenhang widerspiegeln. 

 

3.4 Denkmalschutz 

Nach Wissen der Gemeinde und einschlägigen Planwerken sind in dem geplanten Be-
reich keine Bodendenkmale bekannt.  

Es ist aber nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale 
auftreten, die dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde gemeldet wer-
den müssen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz – NDSchG –).  

Möglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fundstelle unver-
ändert zu lassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

Der Bodentyp im Planungsgebiet gehört zu den Talsanden der Niederungen. Es ist 
damit zu rechnen, dass örtlich Gleypodsole und mittlere Braunerden anstehen. 

Zum Schutz des Bodens vor Verunreinigungen sind die Pflichten zur Gefahrenabwehr 
nach § 4 Abs. 1 BBodSchG und die Vorsorgepflicht nach § 7 BBodSchG zu beachten. 
In dem Sinne, dass Mutterboden, der abgetragen wird, gemäß § 202 BauGB vor Ver-
nichtung und Vergeudung zu schützen und einer geeigneten Nutzung zuzuführen ist, 
wird zur Gewährleistung eines vorsorgenden Bodenschutzes die frühzeitige Implemen-
tierung eines Bodenmanagements empfohlen. Ziel eines Bodenmanagements ist die 
weitgehende Minimierung von schädlichen Bodenveränderungen und der möglichst 
weitgehende Erhalt der natürlichen Bodenfunktionen auf den verbleibenden Freiflä-
chen. Dies beinhaltet unter anderem die Erstellung eines Verwertungskonzeptes für 
die anfallenden Bodenmassen (z. B. Vermeidung von Durchmischung, Vermeidung 
von Erosion bei Zwischenlagerung etc.) sowie eines Umgangskonzeptes für die scho-
nende Benutzung des Bodens (z. B. Vermeidung von Bodenverdichtung und Zerstö-
rung der Bodenprofile durch geeignete Maßnahmen) während der Erschließungstätig-
keit  
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Ergänzend sollten im Rahmen der Bautätigkeiten u. a. die DIN 18300 (Erdarbeiten), 
die DIN 18915 (Bodenarbeiten im Landschaftsbau) sowie die DIN 19731 (Verwertung 
von Bodenmaterial) zur Anwendung kommen. Arbeitsflächen sollten sich auf das not-
wendige Maß beschränken. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufge-
tragen werden. Die Lagerung von Boden sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst 
kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung und Wassereinstau geschützt gelagert 
werden (u. a. gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von Böden ver-
schiedener Herkunft vermieden werden.  

Im Bereich von Stellplätzen o. ä. sollte auf eine Vollversiegelung verzichtet werden und 
es sollten eher wasserdurchlässige Materialien zur Anwendung kommen (Schotterra-
sen, Rasengittersteine etc.), um einige Bodenfunktion eingeschränkt erhalten zu kön-
nen. 

 

 

4.0 Flächenbilanz 

Gebietscharakter Fläche Anteil 

Allgemeines Wohngebiet 

davon: 

75% Überbauung 

25% Freiflächen 

0,23 ha 

 

0,17 ha 

0,06 ha 

100 % 

 

75 % 

25 % 

Planbereich  0,23 ha 100 % 

 

 

5.0 Begründung zur örtlichen Bauvorschrift 

Das Plangebiet betrifft ein Grundstück der vorhandenen Ortslage am Rand des histo-
rischen Dorfkerns von Ribbesbüttel. Zur Sicherstellung einer einheitlichen Gestaltung 
wurden bereits 1962 im Urplan im Wesentlichen die Dächer, Fassaden und Einfriedun-
gen durch eine Bauvorschrift geregelt. Diese Gestaltungsvorschrift wird im Zuge der 
vorliegenden Bebauungsplanänderung ebenfalls überarbeitet sowie an die aktuellen 
Gestaltungsansprüche für diesen Bereich der Ortslage von Ribbesbüttel angepasst. 
Hinzukommen aus gegebenem Anlass Regelungen zur Mindestanzahl der Stellplätze 
auf den Grundstücken sowie zum klimaschützenden Bauen. 

Ziel der Gestaltungsvorschrift ist eine in den Grundzügen ortstypische Gestaltung, die 
keine disharmonische Wirkung zur umgebenden Bestandsbebauung erzeugt aber 
auch die Ansprüche zeitgemäßen Bauens und modernen Planungsstandards Rech-
nung trägt. 

Zu § 1: Der räumliche Geltungsbereich für die örtliche Bauvorschrift bezieht sich auf 
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes. 

Der sachliche Geltungsbereich erstreckt sich auf die Gestaltung der Dächer 
und Fassaden, sowie regelt die Anzahl und Anordnung der notwendigen 
Stellplätze und Garagen auf den privaten Grundstücken. Die Regelungen 
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gelten aus nachvollziehbaren Gründen (Bauanforderungen) nicht für rein ge-
werbliche, land- oder forstwirtschaftliche Anlagen. 

Zu § 2: In der historisch geprägten Ortslage von Ribbesbüttel sind überwiegend ein- 
bis zweigeschossige Hauptgebäude mit geneigten Dächern entstanden 
Diese Vorschrift zur Gestaltung der Dachformen und -neigungen stellt sicher, 
dass das Ortsbild nicht durch Formenvielfalt und ortsuntypische Gestaltung 
von Dachformen (z. B. flachgeneigte oder Flachdächer) verunstaltet wird 
bzw. uneinheitlich und unruhig wirkt. Der Spielraum für die gewählte Dach-
neigung wird mit 35° – 50° so gefasst, dass auch unter dem Aspekt der Nut-
zung regenerativer Energien die Integration von Sonnenkollektoren und Pho-
tovoltaikanlagen möglich ist und zugleich eine angemessene Einbindung in 
die Dachlandschaft gewährleistet wird. 

Zu § 3: Die Materialen beschränken sich auf Beton-, Schiefer- und Tonziegel in spe-
zifischen Farbtönen aus der Farbreihen Rot und Braun (Feuerrot, Karminrot, 
Braunrot, Rotbraun) sowie deren Zwischentöne. Reetdächer werden eben-
falls zugelassen. Es wird ferner bestimmt, dass Haupt- und Nebengebäude 
sowie Doppelhäuser und Reihenhäuser in Bezug auf Material und Farbe der 
Dachdeckung einheitlich zu gestalten sind. Durch diese Vorgabe wird insbe-
sondere beabsichtigt, ausgefallene und im ländlichen Raum störend wir-
kende Farbgebung (wie z. B. türkise, gelbe oder blaue Dächer auszuschlie-
ßen) sowie reflektierende Dachflächen speziell im Hinblick auf die Ortsrand-
lage und die zu erwartende Bebauung zu vermeiden. 

Sollten Nebengebäude mit einem Flachdach ausgeführt werden ist im Sinne 
des Klimaschutzes mindestens die Hälfte der Dachfläche zu begrünen. 

Im Sinne einer ortstypischen Gestaltung der Dachflächen sind Dachflächen-
fenster, Gauben, Zwerchgiebeln und Risalite nur bis zu 2/ 3 der Trauflänge 
zulässig. Diese haben zu den seitlichen Dachrändern (Ortgang) einen Ab-
stand von min. 2,00 m einzuhalten. Solarflächen auf dem Dach müssen ei-
nen Mindestabstand von 0,50 m zu den seitlichen Dachrändern einhalten. 
Rechteckige Kollektorfelder sind trauf- und firstparallel anzubringen. Es ist 
eine regelmäßige Verteilung der Kollektorfelder mit Rücksicht auf beste-
hende Dachelemente vorzunehmen. 

Zu § 4: Die Regelungen bezüglich der Material- und Farbgestaltung der Fassaden 
bedienen sich ebenfalls an den maßgeblich prägenden Gestaltungen im his-
torischen Dorfkern, an die das Plangebiet angrenzt und deren Bild erhalten 
werden soll. Durch diese Gestaltungsvorschrift sollen die neu entstehenden 
Gebäude auf dem Grundstück so gestaltet werden, dass sie sich in die Um-
gebung der dörflich geprägten Ortslage von Ribbesbüttel einpassen und den 
besonderen Charakter des Gebietes unterstützen. 

Zu § 5: In der Ortschaft Ribbesbüttel soll auf Grund des hohen Mobilitätsgrades in 
der Gemeinde eine Regelung in die örtliche Bauvorschrift aufgenommen 
werden, die sicherstellt, dass je Wohneinheit zwei Stellplätze auf den priva-
ten Grundstücken realisiert werden. So kann sichergestellt werden, dass die 
Parkplätze im öffentlichen Straßenraum auch tatsächlich für Besucher im 
Quartier zur Verfügung stehen. 

Zu § 6: Der Hinweis auf Ordnungswidrigkeiten wird durch das Niedersächsische 
Kommunalverfassungsgesetz begründet. 
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6.0 Hinweise aus der Sicht der Fachplanungen 

-wird im Zuge des Planverfahrens ergänzt- 

 

 

7.0 Ablauf des Planaufstellungsverfahrens 

-  Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 

Auf die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde verzich-
tet.  

- Frühzeitige Beteiligung der Behörden/ Abstimmung mit den Nachbargemein-
den 

Auf die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 1 BauGB wurde verzichtet. 

- Veröffentlichung des Entwurfs/ Beteiligungen der Behörden, sonstiger Träger 
öffentlicher Belange und Nachbargemeinden 

Zum Planverfahren nach § 13a BauGB hat gem. § 3 Abs. 2 BauGB die Veröffentli-
chung innerhalb der nach Auffassung der Gemeinde angemessenen Frist aufgrund der 
Überschaubarkeit der Planung in der Zeit vom ……………. bis zum ……………. auf 
der Internetseite der Gemeinde stattgefunden. Zusätzlich haben die Unterlagen in die-
sem Zeitraum in der Verwaltung der Gemeinde zur Einsichtnahme ausgelegen. 

Die Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange und die Nachbargemeinden wur-
den gem. § 4 Abs. 2 bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit Datum vom ……………. angeschrie-
ben und zu einer Stellungnahme innerhalb der Verfahrensfrist aufgefordert. 

 

 

8.0 Verfahrensvermerk 

Die Begründungen zum Bebauungsplan sowie zur örtlichen Bauvorschrift wurden mit 
den dazugehörigen Beiplänen gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom ……………. bis 
……………. veröffentlicht. 

Sie wurden in der Sitzung am ........................ durch den Rat der Gemeinde Ribbesbüt-
tel unter Berücksichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zum Bauleitplanverfah-
ren beschlossen. 

 

Ribbesbüttel, den ................... 

 

 

............................................... 

(Bürgermeister) 


